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Frankfurt am Main/ Teheran, 28. Oktober 2024 – Die Hinrichtung des deutschen
Staatsbürgers Jamshid Sharmahd war ein Mord mit Ankündigung. In einem Schauprozess,
ohne Rechtsbeistand, nach Entführung und Folter wurde der politische Gefangene erhängt.
Laut der Internationalen Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM) zeugt der Staatsmord von
der perversen Brutalität des klerikal-faschistischen Mullah-Regimes. Die deutsche
Bundesregierung muss sich erklären, warum es ihr Vergleich zu anderen europäischen
Regierungen nicht gelungen ist, einen eigenen Staatsbürger zu retten, fordert die IGFM.

Die IGFM ist erschüttert und drückt Tochter Gazelle Sharmahd sowie der gesamten Familie
ihre aufrichtige Anteilnahme aus.

„Jamshid Sharmahds Hinrichtung war ein Mord mit Ansage. Viel zu lange haben
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Deutschland und die Vereinigten Staaten von Amerika tatenlos zugeschaut oder nur
halbherzige Versuche unternommen, ihren unschuldigen Bürger aus dem Griff des
Terrorregimes im Iran zu befreien. Sein Tod darf nicht folgenlos bleiben. Die deutsche
Außenministerin muss sich nun erklären oder zurücktreten“, teilt Matthias Böhning mit,
Generalsekretär der IGFM.

Die IGFM kritisiert die deutsche Bundesregierung und die US-amerikanische Administration
für den unzureichenden Einsatz, das Leben des zu Unrecht verurteilten Staatsbürgers bzw.
„resident“ zu retten. Trotz unermüdlichen Appellen der Tochter Gazelle Sharmahd und
einer breiten internationalen Allianz von Demokratieaktivisten, Initiativen und Experten,
haben beide Regierungen keine der vorgeschlagenen Maßnahmen ergriffen. Während
andere europäische Länder ihre Gefangenen teilweise durch einen Austausch von
Gefangenen retten konnten, ist keine einzige deutsche Geisel im Iran freigekommen, so die
IGFM.

„Die islamische Regierung des Irans steht für Mord, Terror und Hinrichtung weltweit.
Leider schaffen es deutsche Regierungen seit Jahrzehnten nicht, diesem systematischen
Terror adäquat zu begegnen. Warmherzige Treffen, Glückwunschtelegramme und Interesse
am Machterhalt der Mullahs aufgrund angeblicher Angst vor einem geostrategischen
Machtvakuum nach einem möglichen Systemsturz widersprechen dem glaubwürdigen
Einsatz für Menschenrechte“, so Valerio Krüger, Sprecher des Vorstands der deutschen
IGFM-Sektion.

Die IGFM fordert die US-Regierung als auch die deutsche Bundesregierung auf,
unverzüglich hoheitliche Maßnahmen gegenüber der Islamischen Republik einzuleiten,
einschließlich der Einstellung aller Zahlungen und Finanztransfers in den Iran, des Entzugs
der Landeerlaubnis für iranische Fluggesellschaften, der Schließung iranischer Banken
sowie die Ausweisung aller Diplomaten der Islamischen Republik Iran bis auf einen
Geschäftsträger.

Jamshid Sharmahd

Tweets by IGFM_DE

https://www.igfm.de/jamshid-sharmahd/
https://twitter.com/IGFM_DE?ref_src=twsrc%5Etfw
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Aktuelle Pressemitteilungen der IGFM

1004,
2025

Tag der politischen Patenschaften | 8. April 2025

Am heutigen Tag der politischen Patenschaften ruft die IGFM die engagierten Patinnen und
Paten auf, auf politische Gefangene aufmerksam zu machen. Das öffentliche Engagement
der gewählten Volksvertreter bietet Schutz für unschuldig Inhaftierte, da viele Regime ihren
internationalen Ruf wahren wollen.

704, 2025

Appell: Beauftragten für Religionsfreiheit stärken

Die IGFM sieht auch in einer zukünftigen schwarz-roten Koalition das Amt des Beauftragten
für Religionsfreiheit als wesentliches Element der deutschen Außenpolitik an und appelliert
daher an die sich formierende Bundesregierung, das Amt des Beauftragten für
Religionsfreiheit zu stärken.

604, 2025

IGFM trauert um Rechtsanwalt Vladimir Nowitski

Die IGFM trauert um ihren langjährigen Mitarbeiter Vladimir Nowitski, der in der Nacht
vom 3. auf den 4. April 2025 verstarb. Schon 2012 warnte der Jurist in seiner Analyse des
damals eingeführten Gesetzes „Über ausländische Agenten“ vor einer Rückkehr in

https://www.igfm.de/tag-der-politischen-patenschaften-8-april-2025/
https://www.igfm.de/beauftragten-fuer-religionsfreiheit-staerken/
https://www.igfm.de/igfm-trauert-um-rechtsanwalt-vladimir-nowitski/
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stalinistische Zeiten.

204, 2025

53. IGFM-Jahrestagung im März 2025

Zur 53. Jahrestagung der Internationalen Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM) am 29.
und 30. März unter dem Motto "Demokratiebewegungen stärken - Diktaturen überwinden"
kamen Hunderte IGFM-Mitglieder, Freunde und Interessierte in Bonn zusammen.

2903,
2025

Jahrestagung: Demokratie stärken – Diktaturen überwinden

Internationale Menschenrechtsexperten diskutieren globale Bedrohungen für Demokratie
und Menschenrechte bei der diesjährigen Jahrestagung der IGFM. In einer Zeit
zunehmender autoritärer Tendenzen weltweit appellierte der ehemalige litauische
Außenminister Gabrielius Landsbergis eindringlich an die Verantwortung demokratischer
Gesellschaften.

Weitere Meldungen

https://www.igfm.de/53-jahrestagung-maerz-2025/
https://www.igfm.de/jahrestagung-2025-igfm-demokratie-staerken/
https://www.igfm.de/news-presse/

